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Ein quantifizierter Orientierungsrahmen 
Angelika Ernst 
Eine Beteiligung der Bundesanstalt für Arbeit an der als Gemeinschaftsaufgabe von Bund 
und Ländern organisierten regionalen Strukturpolitik erfordert spezifisch arbeitsmarktbezo-
gene, an den Zielen der BA orientierte Entscheidungsgrundlagen. Die Mittel sollten vorrangig 
in Regionen eingesetzt werden, in denen aus arbeitsmarktpolitischer Sicht der Bedarf an 
Investitionsanreizen am größten ist, und dabei nur Betrieben zur Verfügung gestellt werden, 
die gewährleisten, daß sie damit Arbeitsplatzstrukturen schaffen, die den arbeitsmarktpoliti-
schen Zielen entsprechen. Bei Knappheit der Mittel ist es nötig, regionale und sektorale Priori-
täten zu setzen. 
Für dieses zweifache Entscheidungsproblem hat das IAB Beurteilungs- und Entscheidungs-
hilfen erarbeitet, die unmittelbar von den Zielen „Schaffung und Erhaltung eines hohen 
Beschäftigungsstandes und Verbesserung der Beschäftigungsstruktur nach Gebieten und 
Wirtschaftszweigen“ abgeleitet sind. In der vorliegenden Studie werden die zugrunde gelegten 
Annahmen, Methoden und Ergebnisse dargestellt und ihre Anwendungsmöglichkeiten erörtert. 
Die regionalen Prioritäten orientieren sich am gegenwärtigen und voraussichtlichen Niveau des 
Beschäftigungsstandes in den Fördergebeten. Zur Ermittlung dieser Größe wurden bei den 
derzeit festgelegten 312 gewerblichen Schwerpunktorten über die Pendelverflechtungen die 
arbeitsmarktlichen Einzugsbereiche ermittelt und für diese funktionalen Regionen Arbeits-
kräftereserven berechnet. Dabei zeigt sich, daß nur knapp ¾ der Schwerpunktorte zusammen 
mit ihrem Einzugsbereich eine Einwohnerzahl von mehr als 20 000 aufweisen und damit die 
allgemein geforderte Mindestgröße von Schwerpunktorten erfüllen. Die wünschenswerte Min-
destzahl von 40 000 Einwohnern im regionalen Arbeitsmarkt ist bei weniger als der Hälfte der 
Schwerpunktorte gegeben. Im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe sind dagegen nur vier 
Fälle ausgewiesen, in denen ein Einzugsbereich die Einwohnerzahl von 20 000 nicht erreicht, 
während nach der hier verwendeten Abgrenzung 86 regionale Arbeitsmärkte diese Mindest-
zahl nicht erfüllen. 
Wegen ihrer arbeitsmarktpolitischen Bedeutung wurden zur Berechnung der Arbeitskräfte-
reserven die voraussichtlichen Reserven aus der Landwirtschaft, der Industrie und der Arbeits-
losigkeit sowie bisher nicht genutzte regionale Arbeitskräftepotentiale herangezogen. Danach 
bestehen die Arbeitskräftereserven bei der Gesamtheit der regionalen Arbeitsmärkte etwa zur 
Hälfte aus bisher nicht ausgelastetem Arbeitskräftepotential und zu einem guten Drittel aus 
voraussichtlichen Freisetzungen aus der Landwirtschaft. Knapp 10 % sind aufgrund von 
Beschäftigungsrückgängen aus der Industrie zu erwarten. Der Anteil der Reserven aus der 
regionalen Arbeitslosigkeit macht nur etwa 3 % aus. 
Nach der Gesamtheit der Arbeitskräftereserven bzw. Arbeitskräftereservequotienten sind die 
Regionen in Rangfolgen geordnet, aus denen die primär zu fördernden Regionen unmittelbar 
abgelesen werden können. 
Bei dem sektoralen, hier arbeitsplatzbezogenen Auswahlverfahren, steht das Ziel „Schaffung 
von qualitativ hochwertigen Arbeitsplatzstrukturen“ im Mittelpunkt. Für die Beurteilung von 
neuen Arbeitsplätzen unter dieser qualitativen arbeitsmarktpolitischen Zielsetzung wurde ein 
10 Punkte umfassender Kriterienkatalog aufgestellt, der neben den Beurteilungsmerkmalen 
selbst jeweils adäquate qualifizierbare Maßstäbe und die entsprechenden Datengrundlagen 
enthält. Damit wird erstmals ein umfassender quantifizierbarer Orientierungsrahmen für regio-
nalpolitische Entscheidungen im Rahmen der Arbeitsmarktpolitik vorgestellt. Die 
Untersuchung wurde im IAB durchgeführt. 
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210 1. Problemstellung und Untersuchungsziel 
Den Anlaß zu der vorliegenden Untersuchung bildet 
der Gesetzesauftrag an die Bundesanstalt für Arbeit 
(BA), sich im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten 
und orientiert an ihren spezifischen arbeitsmarktpoliti-
schen Zielsetzungen an der regionalen Strukturpolitik 
zu beteiligen (§§1,2 und 220 Abs. 4 AFG). Hierbei hat 
sie sich im Rahmen der Sozial- und Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung zu bewegen. Aus diesem Grund 
sollen vorab die Organisation sowie die zu erwarten-
de konzeptionelle Neuorientierung der regionalen 
Wirtschaftsförderung von Bund und Ländern skizziert 
und damit gewissermaßen die Grenzen abgesteckt 
werden, in denen sich ein spezifisch arbeitsmarkt-
orientiertes Entscheidungsmodell der BA zu halten 
hat. 
Seit dem Jahr 1970 ist die regionale Wirtschaftsförde-
rung in der Bundesrepublik Deutschland als Gemein-
schaftsaufgabe von Bund und Ländern organisiert 
(GA)
1). Grundlage dieses gemeinsamen Handelns ist 
das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ vom 6. 10. 
1969. Der derzeit als Fördergebiet ausgewiesene 
Raum innerhalb des Bundesgebietes wurde mit Hilfe 
von fünf Strukturkennziffern ermittelt (Wanderungs-
saldo, Bevölkerungsdichte, Industriebesatz, Real-
steuerkraft, Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Wirt-
schaftsbevölkerung). Jeweils drei der genannten 
Kennziffern mußten in einem Landkreis einen gesetz-
ten Schwellenwert unterschreiten, damit dieser als 
Förderungsgebiet deklariert werden konnte. Auf die-
se Weise wurden 58 % des Bundesgebietes zum För-
dergebiet erklärt, der darin wohnende Bevölkerungs-
anteil beträgt rund 33 %. 
Dieses Konzept wurde in den vergangenen Jahren 
zunehmend kritisiert, sowohl im Hinblick auf das Er-
gebnis, d. h. den räumlichen Umfang und den hohen 
Bevölkerungsanteil des Fördergebietes, als auch auf 
das unbefriedigende Verfahren der Fördergebietsab-
grenzung
2). 
Im Bewußtsein dieser Unzulänglichkeiten verfolgt der 
zuständige Planungsausschuß der Wirtschaftsminister 
von Bund und Ländern nach einem ersten gescheiter-
ten Versuch, auf faktorenanalytischem Weg zu befrie-
digenden Fördergebietsabgrenzungen zu gelangen, 
nun im Rahmen eines umfangreichen Forschungspro-
gramms einen neuen gedanklichen Ansatz
3). 
1)  Zu den derzeit geltenden Rahmenrichtlinien vgl. Bundestagsdruck-
sache 7/401 vom 22. 3. 73, 2. Rahmenplan für die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Regionalen Wirtschaftsstruktur“. Der 1. Rah-
menplan trat am 1.1. 1972 in Kraft. 
2)  Müller, J. Heinz: Regionale Strukturpolitik in der Bundesrepublik, 
Gutachten   im   Auftrag   der   Kommission   für  wirtschaftlichen   und 
sozialen Wandel, Göttingen 1973, insbesondere S. 31 ff. 
3)  Die Teilergebnisse des Forschungsprogramms sind  in folgenden 
Einzelgutachten dargestellt: 
Klemmer, Paul; Knop Bernd; Kraemer, Peter: Abgrenzung regionaler 
Arbeitsmärkte in der Bundesrepublik Deutschland für die Zwecke 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“, unveröffentlichtes Manuskript, Bochum 1973, Birg, 
Herwig  unter Mitarbeit von Jöhrens, Egbert und  Kirner, Wolfgang: 
Die Entwicklung des Angebots von Arbeitsplätzen in den Regionen 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1977, un-
veröffentlichtes Manuskript, Berlin 1973, 
Thelen, Peter: Die Ermittlung von Fördergebieten auf der Grundlage 
von Prognosen regionaler Arbeitsmarktbilanzen für das Jahr 1977, 
unveröffentlichtes Manuskript, Bad Godesberg 1973, Thoss, Rainer; 
Börgel, Marita: Die Eignung des regionalen Einkommensniveaus als 
Zielgröße der regionalen Wirtschaftspolitik (Zwischenbericht), 
unveröffentlichtes Manuskript, Münster 1973. Zur Einbettung der 
Einzelgutachten in das Gesamtkonzept vgl. Albert, Wolfgang: 
Förderung in der Bewährungsprobe, Neuabgrenzung der 
Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“, in: Wirtschaft und Standort, Heft 
10,1973, S. II ff. 
An die Stelle von Vergangenheitswerten zur Wirt-
schaftsstruktur bzw. zur demografischen Ausgangs-
lage soll in Zukunft ein System von prognostizierten 
Größen treten, das als Entscheidungsgrundlage für 
die Bestimmung der Förderungsmöglichkeit bzw. -be-
dürftigkeit von Regionen heranzuziehen ist. In den 
Mittelpunkt der Betrachtung ist entsprechend der 
Zielsetzung „Schaffung von neuen Arbeitsplätzen“ 
der Arbeitsmarkt getreten. Für funktional abgegrenzte 
Regionen werden für einen Prognosezeitraum bis 
1977 die voraussichtliche Anzahl von Arbeitskräften 
und Arbeitsplätzen geschätzt und zu Arbeitsmarkt-
bilanzen zusammengeführt. Regionen, für die Arbeits-
platzdefizite zu erwarten sind, sollen potentielle För-
dergebiete sein. 
Die Diskussion um die Mindesthöhe des relativen Ar-
beitsplatzdefizits (Voraussetzung der Förderungsbe-
dürftigkeit) dauert an. Daneben soll das relative Ein-
kommensniveau in der Region als zusätzlicher Maß-
stab treten, um so zumindest annäherungsweise die 
durchschnittliche Qualität der Arbeitsplätze in der 
Region zu berücksichtigen. Mit diesem neuen Kon-
zept werden voraussichtlich vom Jahr 1975 an die 
Fördergebiete der Bundesrepublik Deutschland weit-
aus zielgerechter abgegrenzt sein als bislang. Aller-
dings bedarf es noch weiterer Verfeinerungen der re-
gionalen Arbeitsmarktprognosen wie auch einer stär-
keren Berücksichtigung des Qualitätsaspektes bei der 
Auswahl der zu fördernden Arbeitsplätze. 
Sofern sich die Bundesanstalt für Arbeit erneut an der 
regionalen Wirtschaftsförderung beteiligen kann, 
steht sie vor einem Entscheidungsproblem. Da dem fi-
nanziellen Einsatz der BA durch die Haushaltslage 
bzw. durch die Höhe der für diesen Zweck verfügba-
ren Rücklagenmittel vermutlich auf Dauer eine relativ 
enge Obergrenze gesetzt ist, kann die BA sich nicht 
an der Förderung aller im Rahmen der GA auftreten-
den Förderprojekte beteiligen. Die Knappheit der 
Mittel zwingt also zur Selektion. Dazu bedarf es ope-
rationaler Kriterien, die sich wiederum an den in den 
§§ 1 und 2 AFG formulierten arbeitsmarktpolitischen 
Zielsetzungen zu orientieren haben. 
Nachstehend wird das vom IAB für diesen Zweck er-
arbeitete operationale Kriteriensystem in seinen 
Grundzügen vorgestellt. 
Es wird versucht, lediglich verbal definierte arbeits-
marktpolitische Ziele und die aus der bisherigen För-
derungspraxis innerhalb der BA gewonnenen Erkennt-
nisse in quantifizierte Entscheidungsgrundlagen um-
zusetzen. 
Das Auswahlproblem stellt sich für die BA in doppel-
ter Hinsicht. Es ist zu entscheiden, in welchen Regio-
nen und in welchen Betrieben bzw. Sektoren die Mit-
tel der BA bevorzugt einzusetzen sind. 
Auf der regionalen Ebene lautet die der Analyse zu-
grunde liegende Fragestellung also: 
- Welche Regionen sollen aus arbeitsmarktpoliti-
scher Sicht bei Knappheit der Mittel vorrangig ge-
fördert werden? 
Diesem Informationsbedürfnis wird hier nachgekom-
men, indem durch die Gemeinschaftsaufgabe abge-
steckte Fördergebietskulisse bzw. die dort konkret 
festgesetzten Schwerpunktorte im einzelnen auf die 
jeweiligen arbeitsmarktlichen Gegebenheiten und 
211 Entwicklungsaussichten hin durchleuchtet und aus 
den Ergebnissen Empfehlungen für den Einsatz von 
Fördermitteln aus arbeitsmarktpolitischer Sicht abge-
leitet werden
4). 
Die derzeit festgelegten Förderregionen werden dabei 
nach arbeitsmarktbezogenen Kriterien bewertet und 
anschließend in einer Rangfolge geordnet, nach der 
Entscheidungen über regionale Prioritäten getroffen 
werden können. 
Dieses Vorhaben, das den überwiegenden Raum in 
der vorliegenden Untersuchung einnimmt, hat ange-
sichts der bevorstehenden Neuorientierung des Bun-
deskonzepts in Richtung auf regionale Arbeitsmarkt-
bilanzen teilweise den Charakter einer Übergangslö-
sung. Für den wahrscheinlichen Fall, daß die regio-
nale Tiefengliederung der Arbeitsmarktbilanzen im 
Forschungsprogramm der Gemeinschaftsaufgabe (ge-
messen an den Informationserfordernissen der Ar-
beitsmarktpolitik) jedoch auch in Zukunft zu grob 
sein sollte, dient die hier vollzogene kleinräumliche 
Regionenanalyse als Ergänzung zum Bundeskonzept. 
Auf der sektoralen Ebene sollen Entscheidungshilfen 
gegeben werden für das Problem: 
— Welche Betriebe bzw. Arbeitsplätze sollen im Hin-
blick auf arbeitsmarktpolitische Zielsetzungen mög-
lichst gefördert oder nicht gefördert werden? 
Aus zwei Gründen erscheint es dabei geboten, die 
sektorale Auswahl anhand eines Negativkatalogs zu 
treffen: Erstens lassen sich arbeitsmarktorientierte, 
positive Empfehlungskataloge für Sektoren (im Sinne 
einer Liste von optimalen künftigen Wirtschaftszweig-
bzw. Arbeitsplatzstrukturen) bislang nicht mit hinrei-
chender wissenschaftlicher Begründung erstellen. 
Zweitens dürfte die Sektorenauswahl auch aus verfah-
renstechnischen Gründen leichter über eine Negativ-
auslese durchzuführen sein. 
Abgeleitet wurden die Beurteilungskriterien für Be-
triebe bzw. Arbeitsplätze in erster Linie von den in 
den §§ 1 und 2 AFG formulierten arbeitsmarktpoliti-
schen Zielen. Daneben wurden die Ergebnisse der 
vom IAB durchgeführten exemplarischen Erfolgskon-
trolle regionaler Wirtschaftsförderung sowie vergleich-
bare Arbeiten anderer Stellen berücksichtigt
5). Damit 
wird hier erstmals dem Aspekt der Qualität der ge-
förderten Arbeitsplätze ein angemessener Stellenwert 
bei der Entscheidung über die Mittelvergabe in der 
regionalen Strukturpolitik eingeräumt und somit die 
einseitige Orientierung an der Zahl der zu schaffen-
den Arbeitsplätze überwunden. 
Nicht abgedeckt wird mit der vorliegenden Analyse 
das Bedürfnis nach Informationen und Entscheidungs-
hilfen für die Förderung von Infrastruktureinrichtun-
gen unter arbeitsmarktbezogener Zielsetzung. Hierzu 
werden Anschlußuntersuchungen nötig sein. 
Die Diskussion innerhalb der BA über die hier ent-
wickelten Entscheidungshilfen dauert noch an, die er-
forderlichen geschäftspolitischen Entscheidungen ste-
hen also noch aus. Der vorliegende Beitrag ist daher 
in erster Linie als Methodenstudie zu verstehen. Der 
4)   Zur Stellung dieser Analyse Innerhalb des Rahmenprogramms der 
regionalen Arbeitsmarktforschung  In  IAB  vgl.  Hoffmann,  Walter; 
Reyher, Lutz: Ziele und Möglichkelten regionaler Arbeitsmarktfor-
schung Im IAB, In: MittAB, 3. Jg. (1970), S. 212 ff. 
5)  Vgl. Kohler, Hans; Reyher, Lutz: Auswirkungen von Förderungsmaß-
nahmen auf regionale Arbeitsmärkte (Arbeitstitel), in: MittAB, 7. Jg. 
(1974), Heft 4. 
Zweck dieser Veröffentlichung liegt vor allem darin, 
Annahmen und Methoden vorzustellen, um damit die 
breitere Diskussion über die hier behandelten Fragen 
– namentlich über die sonst vernachlässigten, hier 
aber in den Vordergrund (wenn nicht Mittelpunkt) ge-
rückten Aspekte der Qualität geförderter Arbeitsplät-
ze — anzuregen. 
2. Bestimmung von arbeitsmarktorientierten regiona-
len Förderprioritäten auf der Grundlage von Berech-
nungen über Arbeitskräftereserven in regionalen Ar-
beitsmärkten 
2.1 Methodischer Ansatz und Datenbasis 
Die Bewertung der im Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe festgelegten Fördergebiete bzw. der 
dort genannten 312 gewerblichen Schwerpunktorte 
nach ihrer Förderungswürdigkeit aus arbeitsmarkt-
politischer Sicht ist auszurichten an der für die BA 
verbindlichen arbeitsmarktbezogenen Zielsetzung im 
AFG. 
Danach ist primär darauf hinzuwirken, daß ein hoher 
Beschäftigungsstand erzielt und aufrechterhalten 
wird (§ 1 AFG). Folglich können die arbeitsmarktspe-
zifischen regionalen Förderprioritäten davon abgelei-
tet werden, in welchem Umfang in den einzelnen Re-
gionen jeweils das Ziel der Vollbeschäftigung erreicht 
ist bzw. in Zukunft gefährdet sein könnte. 
Ein optimales Verfahren zur Bestimmung der jeweili-
gen, gegenwärtigen oder künftigen regionalen Be-
schäftigungsgrade wäre zweifellos die im Forschungs-
programm der Gemeinschaftsaufgabe (vgl. Fuß-
note 3) vorgesehene Analyse und Prognose von Ar-
beitsplatzdefiziten aus der Saldierung von gesamter 
regionaler Arbeitsplatznachfrage und gesamtem re-
gionalen Arbeitsplatzangebot. 
Einem solchen methodischen Vorgehen stehen aller-
dings bei der Analyse sehr kleiner Regionen (z. B. 
Schwerpunktorte einschl. gemeindescharf abgegrenz-
ter Einzugsbereiche) von der Datenlage her enorme 
Schwierigkeiten entgegen. Da die gesamte Beschäfti-
gungsentwicklung in dieser regionalen Tiefengliede-
rung bislang nur in einem Zehnjahres-Turnus (Volks-
und Arbeitststättenzählungen) erhoben wird, ist der 
Unsicherheitsgrad entsprechender kleinregionaler 
Extrapolationen sehr groß. Diese Situation wird erst 
durch die neue Beschäftigtenstatistik nennenswert 
verbessert werden können. 
Vornehmlich aus diesem Grunde beschränkte sich die 
vorliegende Regionalanalyse auf – unter dem Vollbe-
schäftigungsaspekt – vorrangig interessierende Ar-
beitsmarkt-Teilaggregate (Arbeitslosigkeit, Erwerbs-
beteiligung, Beschäftigung in Landwirtschaft und In-
dustrie). Bei dem hier verwendeten methodischen An-
satz blieb so vor allem die Beschäftigungsentwicklung 
in den übrigen Wirtschaftsbereichen sowie auch die 
Entwicklung der Einwohnerzahl und der Wanderungen 
in den hier analysierten Regionen unberücksichtigt. Es 
kann aber davon ausgegangen werden, daß die so in 
Kauf genommenen Fehler sich in erträglichen Grenzen 
halten. Nach allen Erfahrungen dürfte sich die Be-
schäftigung im tertiären Bereich wie auch die Einwoh-
nerzahl in den hier analysierten Schwerpunktorten der 
regionalen Aktionsprogramme tendenziell gleicher-
maßen entwickeln. Die hier im Mittelpunkt stehende 
Rangfolge der Regionen dürfte daher durch diese Un- 
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zerrt werden. 
Die Auswahl der zu analysierenden Arbeitsmarktag-
gregate wurde wiederum im Hinblick auf die Zielset-
zung „hoher Beschäftigungsstand“ und dabei vor al-
lem auf das zahlenmäßige Gewicht potentiell gefähr-
deter Sektoren- und Personengruppen bzw. die dort 
zu erwartenden Arbeitskräftereserven geschaffen. Aus 
diesen Überlegungen heraus sind die folgenden vier 
Kategorien von Arbeitskräftereserven für die Regio-
nenbewertung ausgewählt worden: 
• Arbeitskräftereserven  aus  dem Rückgang der Be-
schäftigung in der Landwirtschaft 
•  Arbeitskräftereserven aus dem strukturellen Rück-
gang der Beschäftigung in der Industrie 
•  Arbeitskräftereserven aufgrund überdurchschnitt-
licher, vor allem struktureller Arbeitslosigkeit 
• Arbeitskräftereserven  aufgrund  unterdurchschnitt-
licher Erwerbsbeteiligung im nichtlandwirtschaftlichen 
Bereich (latentes Arbeitskräftepotential) 
Die gewerblichen Schwerpunktorte werden als Zen-
tren zusammen mit ihren arbeitsmarktlichen Einzugs-
bereichen als regionale Einheiten (funktionale Räume) 
aufgefaßt, für die die genannten vier Kategorien von 
Arbeitskräftereserven ermittelt werden. Der Regionen-
analyse ist also eine Regionenabgrenzung vorgeschal-
tet worden. 
Generell haben die Engpässe im statistischen Aus-
gangsmaterial methodisch zu einer Reihe von Ver-
einfachungen bzw. Näherungsverfahren gezwungen, 
die in den folgenden Abschnitten im einzelnen erläu-
tert werden. 
2.2 Abgrenzung regionaler Arbeitsmärkte 
2.21 Zur Notwendigkeit der Bestimmung von regionalen Arbeits-
märkten und zur Abgrenzungsmethode 
Für eine Beurteilung der Förderungswürdigkeit eines 
Schwerpunktortes unter Arbeitsmarktgesichtspunkten 
genügt nicht die Analyse dieses Ortes allein. Es ist 
vielmehr unumgänglich, den auf den Schwerpunkt als 
Arbeitsmarktzentrum hin orientierten Raum einzube-
ziehen. 
Die in Arbeitsmarktzentren angebotenen Arbeitsplät-
ze werden nur z. T. von Personen besetzt, die in dem 
Zentrum wohnen, dazu kommen in unterschiedlich 
starkem Umfang Einpendler aus anderen Gemeinden. 
Zentrum und durch Arbeitspendlerströme hiermit ver-
flochtene Gemeinden bilden eine funktionale Einheit. 
Arbeitsmarktpolitische Aktionen, die in Arbeitsmarkt-
zentren ansetzen, wirken sich demnach nicht allein 
am Ort der Maßnahme aus, sondern aufgrund der 
6)  Zur Notwendigkeit der Bestimmung von funktionalen Regionen bzw. 
funktionalen  Arbeitsmärkten   als  Grundlage  für  arbeitsmarktpoli-
tische Aktionen vgl. Jansen, P. G.: Abgrenzung arbeitsmarktpoliti- 
scher Aktionsräume im  Lande Nordrhein-Westfalen,  Gutachten  im 
Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales, Nord-
rhein-Westfalen, Bad Homburg 1971; 
Thelen, Peter: Abgrenzung von Regionen als Grundlage für eine 
raumbezogene Politik, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, Band 23 
(1972), Heft 2, S. 227 ff., insbesondere S. 246; 
Buttler, G.: Regionale Arbeitsmarktforschung, Zur Erfassung arbeits-
marktpolitischer  Aktionsräume, in: Beiträge des Deutschen Industrie-
instituts, 9. Jg. (1971), Heft 5; 
Klemmer, Paul, a. a. O. und Jochimsen, Reimut u. a.: Grundlagen 
einer zusammenfassenden Darstellung raumbedeutsamer Planungen 
und Maßnahmen gem. § 4 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes vom 
8. 4. 1965, in: Mitteilungen aus dem Institut für Raumordnung, Heft 76 
(1972), Kap. 4. 
7) Anders  verfahren  Klemmer, Paul u. a. in ihrem Gutachten für die 
Neuabgrenzung der Fördergebiete, a. a. O. 
8) Vgl. Raumordnungsbericht 1972, Deutscher Bundestag, Bundestags-
drucksache VI/3793. 
räumlichen Verflechtungen innerhalb des Raumes, der 
über die „Funktion Arbeit“ mit dem Zentrum verbun-
den ist. Daraus folgt, daß die Bestimmung von funk-
tionalen Räumen als Grundlage für regionale arbeits-
marktpolitische Entscheidungen angemessen und 
notwendig ist
6). 
Im ersten Schritt der vorliegenden Untersuchung wer-
den daher für die 312 Schwerpunktorte der „Gemein-
Schaftsaufgabe“ die Grenzen und der Umfang ihrer 
regionalen Arbeitsmärkte ermittelt. Ziel des hier ver-
wendeten methodischen Ansatzes ist also die Festle-
gung des arbeitsmarktlichen Einzugsbereichs vorge-
gebener zentraler Orte — nicht dagegen die Bestim-
mung des Zentralitätsgrades dieser Orte
7). 
Die arbeitsmarktliche Verflechtung im Raum kann un-
mittelbar an der Richtung und Stärke der Berufspend-
lerströme gemessen werden. Die aktuellsten Daten 
dazu liegen gemeindeweise als Ergebnisse der Aus-
wertung der Volkszählung 1970 vor und werden in der 
hier durchgeführten Abgrenzung verwendet. Die Zu-
ordnung der Gemeinden zu den vorgegebenen Ar-
beitsmarktzentren (Schwerpunktorte) richtet sich da-
bei nach den Pendlerpräferenzen. 
Beispiel: In Gemeinde A sind insgesamt 100 Berufs-
auspendler registriert. Davon pendeln 60 nach Zen-
trum 1 und 30 nach Zentrum 2. Die Gemeinde A orien-
tiert sich also bevorzugt nach Zentrum 1 und wird dort 
in den Arbeitsmarkt einbezogen. 
Als  Untergrenze wurde hier eine Pendlerintensität 
(Zahl der Auspendler) nach Zentrum 1 zur Gesamtzahl 
der Auspendler von 15 % gesetzt. Ausnahmen davon 
werden eingeräumt bei Gemeinden am Rande der 
Fördergebiete. 
Eine weitere Restriktion und Kontrollgröße wurde mit 
der für den Arbeitsweg eingesetzten Zeit beachtet. Im 
Hinblick darauf, daß ein Aufwand von mehr als 1 Stun-
de für den Weg zum Arbeitsplatz von politischer Seite 
nicht für tragbar gehalten wird
8), als Obergrenze eher 
noch eine kürzere Zeit anzustreben ist, ist bei jeder 
einzelnen Gemeinde überprüft worden, wieviele der 
Auspendler in das bevorzugte Zentrum mehr als 60 
Minuten für den Arbeitsweg benötigen. Liegt dieser 
Anteil über 25 %, so wird die Gemeinde in der Regel 
trotz eindeutiger Pendlerpräferenz nicht in den re-
gionalen Arbeitsmarkt einbezogen. 
Auf eine Unscharfe in der Abgrenzung soll zusätzlich 
hingewiesen werden. Es werden lediglich die Pend-
lerströme in die vorgegebenen Schwerpunktorte un-
tersucht und miteinander verglichen, nicht jedoch die 
Ströme in andere Einpendlerzentren. Diese Informa-
tionslücke wirkt sich am stärksten im Randbereich der 
Fördergebiete aus, insbesondere, wenn sie an die 
regionalen Arbeitsmärkte von Orten mit hoher Ar-
beitsplatzzentralität grenzen (z. B. Nürnberg). Die 
Einbeziehung einer Reihe von Gemeinden in die Ein-
zugsbereiche der benachbarten Schwerpunktorte 
kann in diesen Fällen nur damit begründet werden, 
daß sich bei entsprechender Steigerung der Arbeits-
platzzentral 
ität der Schwerpunkte die fraglichen Ge-
meinden potentiell stärker auf den Schwerpunkt hin 
orientieren werden. 
2.3 Angewandte Methoden bei der Berechnung von 
Arbeitskräftereserven 
2.31 Arbeitskräftereserven aus der Landwirtschaft 
Die Basis für die Vorausschätzung der aus der Land- 
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dieser Untersuchung die Ergebnisse der Volkszählung 
1970 zur Beschäftigung in der Landwirtschaft. Diese 
Daten sind mit Unzulänglichkeiten behaftet, die eine 
Freisetzungsrechnung nicht unerheblich erschwe-
ren
9). Insbesondere wird nicht unterschieden zwi-
schen Erwerbstätigen in der Landwirtschaft, die mit 
betrieblichen Arbeiten vollbeschäftigt und denen, die 
nur teilbeschäftigt sind. Daneben ist auch keine Auf-
teilung möglich zwischen Familien- und Lohnarbeits-
kräften. Diese Differenzierungen sind jedoch für die 
Prognose der sektoralen Mobilität der in der Land-
wirtschaft beschäftigten Personen wesentlich. Die 
amtliche Statistik stellt Beschäftigtenzahlen in der 
Landwirtschaft mit der genannten Tiefengliederung 
aber lediglich in zweijährigen Abständen als Ergeb-
nisse der repräsentativen Statistik der Arbeitskräfte 
in der Landwirtschaft zur Verfügung
10), und in etwa 
zehnjährigen Abständen als Auswertung der Total-
erhebung in der Landwirtschaft (Landwirtschaftszäh-
lung LZ). Aus der Repräsentativstatistik sind dabei 
unterhalb der Ebene der Bundesländer keine Daten 
verfügbar. Für kleinere regionale Einheiten lassen 
sich nur aus der LZ 1971 Angaben entnehmen, die 
entsprechende Auswertung der Arbeitskräftedaten 
war aber zur Zeit der Analyse noch nicht abgeschlos-
sen. 
Für die vom IAB abgegrenzten regionalen Arbeits-
märkte muß aus den genannten Gründen auf die nach 
Gemeinden ausgewiesenen Erwerbstätigenzahlen für 
die Landwirtschaft gemäß der Volkszählung 1970 zu-
rückgegriffen werden. Angesichts der im Vordergrund 
stehenden Frage nach der Rangfolge der Regionen 
erscheint es vertretbar, mit den gröberen VZ-Daten zu 
arbeiten, zumal alternativ nur eine Aufteilung von 
Hochrechnungsergebnissen auf die hier spezifisch 
abgegrenzten Regionen oder eine Bereinigung des 
VZ-Materials in Anlehnung an die landwirtschaftliche 
Arbeitskräftestatistik möglich wäre
11). Der erste Weg 
dürfte wegen schwer abschätzbarer Fehlerspannen 
nicht zu befriedigenden Ergebnissen führen, der 
zweite wäre für den hier verfolgten Zweck zu aufwen-
dig. 
Die Vorausschätzung der aus der Landwirtschaft aus-
scheidenden Erwerbstätigen ist auf einen Prognose-
zeitraum von 1970-1977 abgestellt. Als Grundlage für 
die Bestimmung der jeweiligen regionalen Beschäf-
tigungsrückgänge wird eine regionalisierte sektorale 
Arbeitsplatzprognose des Deutschen Instituts fürWirt-
schaftsforschung Berlin (DIW) verwendet
12). Diese 
Prognose ist für die Regionen der Bundesverkehrs-
wegeplanung erarbeitet, liefert also für die hier ab-
gegrenzten regionalen Arbeitsmärkte bessere An-
haltspunkte als entsprechende Vorausschätzungen 
9) Eine detaillierte Kritik dieser Erwerbsstatistik geben Ort, W. und 
Meyer, H.: Zur Frage der Arbeitskräftereserven in der Landwirtschaft 
in den Gebieten der regionalen Aktionsprogramme, unveröffentlichtes 
Manuskript, Frankfurt/Main 1972, S. 8 ff. 
10)  Letzte Veröffentlichung vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie B, 
Reihe 5  II, Arbeitskräfte  in der  Landwirtschaft 1970/71  (Berichts-
monat Juli 1970). 
11)  Die dafür notwendigen Rechnungen und Korrekturschritte sind aus-
führlich belegt bei Ort, W. und Meyer, H., a. a. O., S. 13 ff. 
12) Vgl. Birg, Herwig und Mitarbeiter, a. a. O., S. 62 ff. Die Gutachter 
gehen zwar mit dem vergleichsweise mechanischen Verfahren der hift-
Analyse auf der Basis von VZ-Ergebnissen vor, lassen ebenfalls die 
Sonderprobleme der Arbeitskräftestatistik im landwirtschaftlichen 
Bereich außer acht, kommen aber gemessen an der Größenordnung 
des Beschäftigungsrückgangs zu Ergebnissen, die mit differenzierten 
Freisetzungsrechnungen vergleichbar sind. Vgl. dazu Cyprian, R. u. a.: 
Landwirtschaft und Arbeitsmarkt, Teil l: Der Agrarstrukturwandel und 
seine Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, in: Materialien aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschunq 3/1974. 
für noch größere, übergeordnete Räume. Die verwen-
deten Prognoseergebnisse des DIW sind in Tabelle 2 
dargestellt. Für die Arbeitsmarkteinzugsbereiche wird 
unterstellt, daß sie in demselben Ausmaß einen land-
wirtschaftlichen Beschäftigungsrückgang erfahren 
werden, wie dies für die Verkehrsregion vorausge-
schätzt ist, in deren Gebiet sie enthalten sind. 
Aus der Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen 
im regionalen Arbeitsmarkt (Tabelle 1, Spalte 9) wird 
über den zugehörigen prozentualen Beschäftigungs-
rückgang in der Verkehrsregion bis 1977 (Tabelle 2, 
Spalte 6) die Höhe der regionalen Arbeitskräftereser-
ven aus der Landwirtschaft berechnet. Die Ergebnisse 
sind in Tabelle 3 (Spalte 2) aufgeführt. 
Die so ermittelte Zahl von Arbeitskräftereserven ist 
nicht unmittelbar aufzufassen als die Zahl der poten-
tiell für andere Wirtschaftsbereiche zur Verfügung 
stehenden Erwerbstätigen. Nur wenn sich zusätzlich 
die Alters- und Geschlechtsstruktur der Arbeitskräfte, 
die Art, Dauer, Produktivität und Entlohnung ihrer 
Arbeitsleistung in der Landwirtschaft und Angaben 
zur Betriebsgrößenverteilung berücksichtigen ließen, 
könnte aus der vorliegenden Arbeitskräftereserven-
zahl der Prozentsatz der davon für andere Sektoren 
effektiv bereitstehenden Personen abgeschätzt wer-
den. Diese Verfeinerung erscheint allerdings erst 
auf der Grundlage der Beschäftigtenzahlen aus 
der LZ 1971 möglich und sinnvoll. Zunächst kann 
unterstellt werden, daß sich die Strukturen in den Re-
gionen nur unwesentlich unterscheiden und die 
Rangfolgen daher nicht verzerrt sein dürften. 
2.32 Arbeitskräftereserven aus regionalen Beschäftigungsrück-
gängen In der Industrie 
Die Berechnung von Arbeitskräftereserven aus der 
Industrie stößt von der statistischen Datenlage her 
gesehen auf um so größere Schwierigkeiten, je nied-
riger die regionale Ebene angesetzt ist und je mehr 
die regionale Einheit von administrativen Abgrenzun-
gen abweicht. Beide Probleme kommen in der vorlie-
genden Analyse zusammen. Die funktionalen Arbeits-
märkte decken sich nicht mit Verwaltungsregionen 
und müssen daher zahlenmäßig mit Gemeindedaten 
belegt werden. Die hierfür in Frage kommenden Be-
schäftigtenzahlen für den sekundären Sektor aus der 
Arbeitsstättenzählung 1970 waren gemeindeweise 
zum Zeitpunkt der Untersuchung nur lückenhaft ver-
fügbar. Ersatzweise muß auf die Gemeindeergebnisse 
der Industrieberichterstattung zurückgegriffen wer-
den. Dabei stößt man jedoch auf die Schwierigkeit, 
daß entsprechend den Geheimhaltungsvorschriften 
der amtlichen Statistik für Gemeinden mit nur 3 oder 
weniger Industriebetrieben, bzw. einem dominieren-
den Betrieb von den Statistischen Ämtern keine Be-
schäftigtenzahlen herausgegeben werden. Die Ge-
samtzahl der Industriebeschäftigten in den funktiona-
len Arbeitsmärkten läßt sich aufgrund dieser Restrik-
tion nicht ermitteln. Hilfsweise wird in dieser Analyse 
für die Vorausschätzung der regionalen Beschäfti-
gungsrückgänge in der Industrie lediglich die Gesamt-
zahl der Industriebeschäftigten in den Schwerpunkten 
– also unter Vernachlässigung der Industriebeschäf-
tigten in den jeweiligen Einzugsbereichen – herange-
zogen. Aufbauend auf einem Basiszeitraum von 1960 
bis 1970 wurden durch Trendverlängerung die indu-
striellen Beschäftigtenentwicklungen bis zum Jahr 
1977 für die Schwerpunktorte vorausgeschätzt. 
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mißt sich die Zahl der Arbeitskräftereserven aus der 
Industrie danach durch die Höhe des prognostizierten 
regionalen Beschäftigungsrückgangs. Die Ergebnisse 
sind in Tabelle 3 (Spalte 3) aufgeführt. Auch zur Inter-
pretation dieser Zahlen ist darauf hinzuweisen, daß 
sie — analog zu den Ergebnissen im Sektor Landwirt-
schaft — nicht unmittelbar mit der Zahl von Arbeits-
kräften gleichgesetzt werden können, die für andere 
Sektoren zur Verfügung stehen
13). Wesentlich erschei-
nen hier für die Bestimmung von Förderprioritäten vor 
allem die regionalen Unterschiede in den Größen-
ordnungen der möglicherweise auftretenden Arbeits-
kräftereserven. Da bei allen Regionen mit derselben 
Methode vorausgeschätzt wurde, dürften quantitative 
Unscharfen die Rangfolge der Regionen nicht we-
sentlich verändern. 
2.33 Arbeitskräftereserven aus der Arbeitslosigkeit 
Das Ausmaß abbaufähiger (registrierter) Arbeitslosig-
keit hängt in erster Linie von der Stärke und Struktur 
des Arbeitskräftenachfragedrucks am regionalen Ar-
beitsmarkt ab. Zusätzlich spielt die Zusammenset-
zung der Arbeitslosen nach Alter, Geschlecht, Ausbil-
dung, beruflicher Qualifikation und anderen Faktoren 
eine gewisse Rolle. All diese Komponenten würden 
berücksichtigt, wenn es gelänge, für den betrachteten 
Raum die voraussichtliche Höhe von Arbeitskräftean-
gebot und Arbeitskräftenachfrage in qualitativer Des-
aggregation gegenüberzustellen und unter Berück-
sichtigung von Flexibilitätsspielräumen aus dem Sal-
do der Arbeitsmarktbilanz auf die Größenordnung der 
Unterbeschäftigung zu schließen. Die Anwendung die-
ses anspruchsvollen methodischen Ansatzes ist bei 
funktionalen Räumen dieser Größenordnung bisher 
nicht möglich und wäre überdies mit enormem Auf-
wand verbunden. Daher wird in dieser Analyse die 
Zahl mobilisierbarer Arbeitskräftereserven aus der 
Arbeitslosigkeit hilfsweise mit modellhaften Annah-
men ermittelt. 
Als Ausgangsbasis dient die Höhe der regionalen Ar-
beitslosigkeit zu einem Zeitpunkt mit hohem Beschäf-
tigungsgrad (Mai 1970). Damit wird die Frage umgan-
gen, in welcher Höhe die stark schwankenden kon-
junkturellen Ausschläge der Arbeitslosigkeit anzuset-
zen sind und das Zahlenmaterial der vorliegenden 
Problematik entsprechend lediglich im Hinblick auf die 
mittel- bis längerfristigen Aspekte untersucht. Da zu-
sätzlich die Vergleichbarkeit mit den übrigen hier ver-
wendeten Arbeitsmarktdaten für die Regionen wün-
schenswert ist, eignen sich die Arbeitslosenzahlen 
vom Mai 1970, dem Zeitpunkt der Volkszählung, am 
besten. 
 
Die kleinste regionale Einheit, für die Arbeitslosen-
zahlen vorliegen, sind die Arbeitsamtsnebenstellen-
bezirke. Da sich diese administrativen Einheiten nicht 
mit den hier definierten Regionen decken, mußte eine 
Umrechnung durchgeführt werden. Dabei wurden die 
Arbeitslosen analog zur Verteilung der Erwerbstätigen 
im Raum rechnerisch auf die funktionalen Arbeits-
märkte verteilt. Die in diesen Verfahren implizierte 
Annahme von einheitlichen Arbeitslosenquoten inner-
halb der Einzugsbereiche erscheint angesichts des 
Abgrenzungsverfahrens (funktionale Arbeitsmärkte) 
und des im Durchschnitt geringen Umfangs der Räu-
me vertretbar. Außerdem kommt der Arbeitskräfte-
reserven-Kategorie „registrierte Arbeitslose“ im Rah-
men der gesamten regionalen Arbeitskräftereserven 
in der weit überwiegenden Zahl der Fälle de facto 
quantitativ eine eher untergeordnete Rolle zu (vgl. Ta-
bellen 3 und 4). 
Das Ausmaß der abbaufähigen Arbeitslosigkeit wurde 
als die Zahl von Arbeitslosen definiert, die sich nach 
Übertragung der landesdurchschnittlichen Arbeitslo-
senquote auf den regionalen Arbeitsmarkt gewisser-
maßen als regionaler Obergang ergibt
14). Die Ergeb-
nisse der Berechnungen sind in Tabelle 3 (Spalte 4) 
aufgeführt. 
Die Wahl des Landesdurchschnitts als Bezugsgröße 
ist dabei noch als ein vorsichtiger Ansatz zu beurtei-
len. Da die Arbeitslosenquote in den Bundesländern, 
in denen ein besonders hoher Anteil des Landes zu 
den gegenwärtigen Fördergebieten zählt, ausnahms-
los höher liegt als im Durchschnitt des Bundesgebie-
tes, wäre die Bezugsgröße „bundesdurchschnittliche 
Arbeitslosenquote“ ein weitaus anspruchsvollerer 
Maßstab, so daß die errechneten Reserven weit höher 
ausfielen. Dies trifft vor allem auch für die im folgen-
den Abschnitt dargestellte Arbeitskräftereserve-Ka-
tegorie „Potentialunterauslastung“ zu. Diese Frage 
bedarf weiterer Diskussion. Die letztlich gewählte Be-
zugsgröße ist von beträchtlicher Auswirkung für Höhe 
und Zusammensetzung der für die einzelnen Bundes-
länder ermittelten Arbeitskräftereserven, wie z. B. die 
Rechenergebnisse für das Saarland zeigen (vgl. 
Übersicht hier im Anhang): wählte man, anders als 
hier, bzw. die bundesdurchschnittliche Erwerbsquote 
als Bezugsgröße, dann errechneten sich für das Saar-
land beträchtlich höhere Potentialreserven — und ein 
entsprechend niedrigerer Anteil der Reserven aus 
Freisetzungen aus der Industrie. Dies gilt freilich al-
les um so mehr, wenn man gar jeweilige Extremwerte 
(minimale Arbeitslosenquote bzw. maximale Erwerbs-
beteiligungsrate) als Bezugspunkte setzt. 
2.34 Arbeitskräftereserven aufgrund unterdurchschnittlicher Er-
werbsbeteiligung Im nichtlandwirtschaftlichen Bereich („latentes“ 
Arbeitskräftepotential) 
Die hier berechnete vierte Kategorie von Arbeits-
kräftereserven ist abgeleitet von der Potentialbetrach-
tung des Arbeitskräfteangebots
15). Dabei wird insbe-
sondere abgestellt auf die Spanne zwischen realisier-
tem Arbeitskräftepotential, d. h. zu einem bestimmten 
Zeitpunkt tatsächlich am Arbeitsmarkt registrierte Er-
werbspersonen, und latentem Arbeitskräftepotential, 
d. h. der Zahl der unter bestimmten Annahmen zu-
sätzlich aktivierbaren Arbeitskräfte. Mit dieser Span-
ne wird also eine Art Entwicklungsspielraum für den 
betrachteten Arbeitsmarkt bestimmt. Die Wahl des 
Maßstabes für den latenten Teil ist nicht generell vor- 
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abhängig. 
In dieser Untersuchung liegt der Berechnung die -
eher zurückhaltende – Annahme zugrunde, daß bei 
entsprechendem Arbeitsplatzangebot die Erwerbs-
beteiligung in allen Regionen mindestens das Niveau 
des jeweiligen Landesdurchschnitts erreichen könnte. 
Für Arbeitsmärkte mit unterdurchschnittlicher Er-
werbsbeteiligung resultieren daraus Arbeitskräfte-
reserven nach Maßgabe der jeweiligen Erwerbsquo-
tendifferenz. 
Dabei ist der eigentlichen Potentialberechnung eine 
Bereinigung der Erwerbsquoten um den Sektor Land-
wirtschaft vorgeschaltet. Wegen des hohen Anteils 
der mithelfenden Familienangehörigen in diesem 
Wirtschaftsbereich wird in stark landwirtschaftlich 
strukturierten Regionen in der Regel eine hohe Er-
werbsquote registriert, die jedoch in vielen Fällen 
eine Potentialunterauslastung bei den übrigen Sek-
toren überdeckt. 
In einem ersten Rechengang wurden die erforderli-
chen Daten zur Erwerbsbeteiligung im landwirtschaft-
lichen und im nichtlandwirtschaftlichen Bereich für die 
Bundesländer ermittelt. Diese Werte bilden nach dem 
hier verwandten Potentialkonzept die Beurteilungs-
maßstäbe der für die im zweiten Rechengang analog 
bestimmten Erwerbsquoten in den einzelnen Regio-
nen. Dazu wurden folgende Rechenschritte durchge-
führt: 
216 2.4 Ergebnisse 
2.4.1 Ergebnisse der Abgrenzung von regionalen Arbeitsmärkten 
Die Ergebnisse der Abgrenzung regionaler Arbeits-
märkte mit Hilfe von Berufspendlerströmen sind gra-
phisch auf der beiliegenden Karte dargestellt. Die zu-
gehörigen quantitativen Angaben über Bevölkerung, 
Arbeitskräfteangebot und -nachfrage in den regiona-
len Arbeitsmärkten sind in den Tabellen 1a bis 1h 
enthalten. 
Da die Regionenabgrenzung in dieser Untersuchung 
nicht im Mittelpunkt steht, sondern lediglich zur Er-
mittlung der Berechnungseinheiten für die Höhe der 
regionalen Arbeitskräftereserven dient, soll die Dis-
kussion der Abgrenzungsergebnisse auf zwei regio-
nalpolitisch relevante Fragestellungen beschränkt 
bleiben: 
-  Wie verteilen sich die regionalen Arbeitsmärkte im 
Raum? 
-  Welche Größenstruktur haben die regionalen Ar-
beitsmärkte gemessen an der Einwohnerzahl? 
Ein Blick auf die Karte zeigt, daß die Gesamtheit der 
regionalen Arbeitsmärkte sich nicht mit der Gesamt-
fläche des Fördergebietes deckt, sondern daß Teile 
der Regionalen Aktionsprogramme nicht zu den Ein-
zugsbereichen der gewerblichen Schwerpunktorte ge-
rechnet werden können. Die Flächendeckung liegt 
also unter 100 %. Diese Lücken treten relativ stark in 
den Bundesländern Baden-Württemberg, Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen auf. 
Eine vergleichsweise vollständige Flächendeckung 
ist in den Ländern Hessen, Schleswig-Holstein und 
Bayern gegeben. Deutliche „Löcher“ sind im allge-
meinen dort festzustellen, wo die arbeitsmarktlichen 
18) Vgl. Müller, J. H., a. a. O., S. 36 f. 
19) In jedem Fall wäre es wünschenswert, wenn bei der Neuabgrenzung 
von Arbeitsamtsbezirken die hier erarbeiteten Grenzen von regionalen 
Arbeitsmärkten berücksichtigt würden. 
20) Vgl. dazu „Intensivierung und Koordinierung der regionalen Struk-
turpolitik“ – Vorschläge des Bundesministers für Wirtschaft, in: BMWi-
Texte, Bonn o. J. (1969), S. 20 sowie Raumordnungsbericht 1972, 
Deutscher Bundestag, Drucksache VI/3793, S. 146 f. Eine fundierte 
wissenschaftliche Begründung für diese Mindestgröße geben 
Jochimsen, R., und Treuner, P.: Zentrale Orte in ländlichen Räumen, 
in: Mitteilungen aus dem Institut für Raumforschung, Heft 58, Bad 
Godesberg 1967. 
Von noch erheblich größeren Mindesteinwohnerzahlen für funktions-
fähige Arbeitsmärkte gehen Jansen und Töpfer aus. Vgl. Jansen, P. 
G.: Möglichkeiten zur Abgrenzung arbeitsmarktpolitischer Aktions-
räume im Land Nordrhein-Westfalen, Vorstudie im Auftrag des Ar-
beits- und Sozialministers des Landes Nordrhein-Westfalen, Düssel-
dorf 1970, und Töpfer, K.: Prioritäten der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik auf dem Lande, in: Der Landkreis, Heft 10,1972, S. 357. 
Einzugsbereiche von größeren Städten, die nicht zu-
gleich Schwerpunktorte sind, erhebliche Teile des 
Fördergebietes umfassen, wie z. B. bei Hamburg, Bre-
men, Aachen, Ingolstadt u. a. 
Die Größenordnung der nicht abgedeckten Räume 
innerhalb des amtlich festgesetzten Fördergebietes 
läßt sich an den Einwohnerzahlen demonstrieren. Im 
Jahre 1970 wohnten in der Gesamtheit des Förder-
gebietes annähernd 20,7 Mio. Personen. Die entspre-
chende Summe der Einwohner in allen 312 regionalen 
Arbeitsmärkten beläuft sich lediglich auf rund 17,5 Mio. 
Personen (vgl. Obersicht 2, Spalte 8), liegt also etwa 
15% unter der Gesamtbevölkerung des Förderge-
bietes. 
Die Flächendeckung innerhalb der regionalen Arbeits-
märkte ist — entgegen vielfach geäußerter Bedenken 
— 
18)  nahezu überall mit dem angewandten Abgren-
zungsverfahren erreicht worden. Die regionalen Ar-
beitsmärkte stellen sich mit Ausnahme der zwei Ex-
klaven bei Mari und Wolfshagen und der Enklave 
Lebach im Arbeitsmarkt Saarbrücken/Völklingen sämt-
lich als geschlossene Räume dar. 
Unter dem Gesichtspunkt der räumlichen Verteilung 
erscheint außerdem ein Vergleich von administrativen 
Räumen mit den hier bestimmten funktionalen Regio-
nen interessant. Erwartungsgemäß zeigt sich, daß die 
Grenzen von funktionalen Arbeitsmärkten nicht iden-
tisch sind mit den administrativen Grenzen. 
Oberprüft wurde diese Frage der Kongruenz bei den 
allgemeinen Verwaltungsgrenzen (Kreis-, Regierungs-
bezirk-, Bundesländergrenzen) und bei den Grenzen 
der Arbeitsamts- bzw. Arbeitsamtsnebenstellenbezir-
ke. Während das Auseinanderfallen der Konturen ge-
genüber den allgemeinen Verwaltungsgrenzen über-
all festzustellen ist, läßt sich beim Vergleich mit den 
Grenzen der Arbeitsamtsbezirke tendenziell eher 
Deckungsgleichheit nachweisen. Allerdings beschrän-
ken sich diese Fälle meist auf Teilgrenzen, vollstän-
dige Obereinstimmung ist nur in wenigen Ausnahme-
fällen erreicht (z. B. Vechta, Nordenham)
19). 
Die Frage nach der Größenstruktur der regionalen 
Arbeitsmärkte  soll hier deshalb behandelt werden, 
weil in der regionalpolitischen Diskussion seit länge-
rer Zeit das Problem der Mindestgröße eine Rolle 
spielt und weil mit den vorliegenden Ergebnissen einer 
einheitlichen Bestimmung der Einzugsbereiche der 
gewerblichen Schwerpunktorte hier erstmals ein quan-
titativer Nachweis zur Oberprüfung von amtlich ge-
nannten Größenordnungen dieser Einzugsbereiche 
zur Verfügung steht. 
Es ist erklärte Politik der Bundesregierung und auch 
bei der Mehrheit der Träger der Regional- und Raum-
ordnungspolitik in den Ländern besteht Obereinstim-
mung darüber, daß keine Städte zu Schwerpunktorten 
erklärt werden sollten, in deren Einzugsbereich nicht 
mindestens 20 000 Einwohner ansässig sind, für wün-
schenswert wird sogar eine Untergrenze von 40000 
Einwohnern gehalten
20). 
Die Berechtigung dieser Forderung wird auch durch 
die Ergebnisse der vom IAB exemplarisch in Nieder-
bayern durchgeführten Erfolgskontrolle regionaler 
Wirtschaftsförderung bestätigt. Industrieansiedlungen 
in regionalen Arbeitsmärkten mit Einwohnerzahlen 
unterhalb der Mindestgröße weisen u. a. tendenziell 
eine ungünstigere Qualitätsstruktur der Arbeitsplätze 
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auf und werden meist nicht in dem Maße den arbeits-
marktpolitischen Zielen gerecht wie vergleichbare Be-
triebe in größeren Gemeinden
21). Eine Förderung der-
artiger Betriebsansiedlungen bzw. -erweiterungen er-
scheint daher in der Regel weder unter arbeitsmarkt-
politischen noch unter allgemeineren regionalpoliti-
schen Gesichtspunkten zieladäquat. 
Inwieweit die Bundesländer der genannten Minimal-
forderung bei der Bestimmung ihrer gewerblichen 
Schwerpunktorte gerecht geworden sind, ist zusam-
mengefaßt in Obersicht 2 dargestellt. Die Einzelanga-
ben zur Einwohnerzahl jedes regionalen Arbeitsmark-
tes unterteilt nach Zentrum und Einzugsbereich finden 
sich in Tabelle 1 jeweils in den Spalten 2-4. 
Dabei zeigt sich, daß lediglich knapp ¾ der derzeiti-
gen Schwerpunktorte eine Einwohnerzahl von mehr 
als 20 000 im regionalen Arbeitsmarkt aufweisen und 
damit die Minimalforderung erfüllen. Die angestrebte 
Mindestgröße von 40000 Einwohnern im regionalen 
Arbeitsmarkt ist bei weniger als der Hälfte der Schwer- 
21) Vgl. dazu Kohler, Hans und Reyher, Lutz, a. a. O. 
22) Dabei ist darauf hinzuweisen, daß hierin die Einwohner des Schwer-
punktortes selbst jeweils mit enthalten sind. Eine Aufstellung der 
Größenstruktur der Einzugsbereiche allein ließe das Bild noch un-
günstiger erscheinen. Um Verzerrungen zu vermeiden, die beim 
ausschließlichen Vergleich der Größenordnung der Einzugsbereiche 
beispielsweise in Ballungsgebieten wie im Ruhrgebiet aufgetreten 
wären, wird hier als Region der gesamte Arbeitsmarkt aufgeführt. 
23) Zu ähnlichen Ergebnissen kommt Holtau, H.: Zentralität und indu-
strielle Schwerpunktförderung, in: Wirtschaftsdienst 1973/VII, 
S. 357 ff. 
24) Zweifel an der Richtigkeit der im Rahmenplan der Gemeinschafts-
aufgabe genannten Größenordnungen sind schon an anderer Stelle 
geäußert worden. Vgl. dazu Müller, J. H. a. a. O., S. 18. 
punktorte gegeben
22). Am ehesten kommen die Länder 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen und Nie-
dersachsen den Mindestanforderungen an die Größen-
ordnung der Schwerpunktorte heran, während Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und Bayern deutlich 
davon abweichen
23). 
Bemerkenswert erscheint in diesem Zusammenhang, 
daß im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe nur in 
vier Fällen eine Einwohnerzahl von weniger als 20 000 
im Einzugsbereich ausgewiesen ist
24), während nach 
der vorliegenden Abgrenzung in 86 Fällen diese Min-
destzahl nicht erreicht ist. Zur leichteren Identifizie-
rung der betreffenden Regionen wird in den Tabellen 
1a-1b bei der Größenschwelle von 20000 Einwohnern 
jeweils ein deutlicher Absatz eingerückt. 
2.4.2 Ergebnisse der Berechnung von Arbeitskräftereserven 
Die zahlenmäßigen Ergebnisse der Berechnung von 
Arbeitskräftereserven sind in den Tabellen 3a bis 3h 
jeweils in den Spalten 2—6 aufgeführt. Gemessen an 
den hier angewandten Berechnungsmethoden wäre 
es eigentlich angebracht, gerundete Zahlen auszuwei-
sen. Im Interesse einer eindeutig festlegbaren Priori-
tätenfolge wurde hier jedoch das genaue Berech-
nungsergebnis zugrunde gelegt. Bei der Interpreta-
tion von Einzelergebnissen sollte jedoch von gerun-
deten Werten ausgegangen werden. 
Zusätzlich zu der absoluten Höhe der Arbeitskräfte-
reserven wurde jeweils als Strukturkennziffer ein Ar-




Mit dieser Kennziffer ist ein Maß für die relative Höhe 
der bestehenden bzw. voraussichtlichen Unterbeschäf-
tigung in den regionalen Arbeitsmärkten gegeben. Die 
entsprechenden Berechnungsergebnisse sind gra-
phisch auf der beiliegenden Karte in zwölf Abstufun-
gen dargestellt. 
Die Verteilung der Arbeitskräftereserven nach den be-
rechneten Kategorien und nach Bundesländern geht 
aus den Übersichten 3 und 4 hervor. Danach bestehen 
die Arbeitskräftereserven in der Gesamtheit der regio-
nalen Arbeitsmärkte allein etwa zur Hälfte aus bisher 
nicht ausgelastetem Arbeitskräftepotential und  zu 
einem guten Drittel aus voraussichtlichen Freisetzun-
gen aus der Landwirtschaft. Knapp 10 % dürften auf-
grund von regionalen Beschäftigungsrückgängen in 
der Industrie zu erwarten sein. Der Anteil der Reser-
ven aus der Arbeitslosigkeit macht entsprechend dem 
vorsichtigen Berechnungsansatz nur etwa 3 % aus. 
Die stärksten positiven und negativen Abweichungen 
von diesen Durchschnittsanteilen sind beim Sektor 
Landwirtschaft in den analysierten Regionen Baden-
Württembergs (94,5 %) und Nordrhein-Westfalens 
219 (10,1 %), beim Bereich Industrie im Saarland (51,2 %) 
und Rheinland-Pfalz (3,2 %), bei der Arbeitslosigkeit 
wiederum im Saarland (6,0 %) und in Baden-Württem-
berg (0,5 %) und schließlich bei der Kategorie Arbeits-
kräftepotential in Nordrhein-Westfalen (76,3 %) und 
Baden-Württemberg (0,9 %) festzustellen. 
Eine kritische Oberprüfung der zahlenmäßigen Ergeb-
nisse durch Vergleiche mit entsprechenden Arbeiten 
anderer Stellen ist wegen der besonderen Regionen-
auswahl (nur Fördergebiete) und der hier verwandten 
spezifischen methodischen Ansätze (funktionale Räu-
me, Gemeindeebene, Potentialkonzept) kaum möglich. 
Nur beim Sektor Landwirtschaft liegen für die Ge-
samtheit der Regionalen Aktionsprogramme sowie für 
einzelne Bundesfördergebiete entsprechende Voraus-
schätzungen vor
25). Dabei kommt das Institut für länd-
liche Strukturforschung zu einer jahresdurchschnitt-
lichen Abnahme der Arbeitskräfte in der Landwirt-
schaft im Zeitraum von 1970 bis 1980 von rd. 35000 in 
den Gebieten der Regionalen Aktionsprogramme. Für 
die Bundesfördergebiete, einen kleineren Raum also, 
liegen vergleichbare Prognosen von Jansen/Dehmel 
ebenfalls bei 35000 Personen, während das Bundes-
wirtschaftsministerium nur zu einer Größenordnung 
von etwa 28000 jährlich gelangt. Das entsprechende 
Ergebnis der lAB-Untersuchung für die Gesamtheit 
der regionalen Arbeitsmärkte, wiederum kein voll ver-
gleichbarer Raum, beträgt rd. 27000. Daraus dürfte 
abzuleiten sein, daß die voraussichtliche Höhe der 
Arbeitskräftereserven aus der Landwirtschaft hier je-
weils eher zu vorsichtig, als zu hoch angesetzt ist. 
2.4.3 Rangfolgen der gewerblichen Schwerpunktorte aus arbeits-
marktpolitischer Sicht 
Mit der Aufstellung und Interpretation der aus der 
Arbeitskräftereserveberechnung resultierenden Rang-
folge der Regionen wird die eingangs gestellte Frage 
nach den aus arbeitsmarktpolitischer Sicht primär zu 
fördernden Regionen beantwortbar. Ausgehend von 
dem hier angewandten Berechnungskonzept und den 
Ergebnissen, ist die Prioritätenfestlegung in verschie-
dener Weise möglich. Im wesentlichen dürften für den 
angestrebten Zweck drei Möglichkeiten relevant sein: 
-  Absolute Rangfolge: Rangfolgen entsprechend der 
absoluten Höhe der Arbeitskräftereserven insge-
samt 
-  Relative Rangfolge: Rangfolge entsprechend der 
Höhe des Arbeitskräftereservequotienten 
-  Selektive Rangfolge: Rangfolge entsprechend aus-
gewählter Arbeitskräftereservekategorien. 
Bei der absoluten Rangfolge steht jeweils der Schwer-
punktort mit der absolut höchsten Zahl der Arbeits-
kräftereserven im regionalen Arbeitsmarkt an der 
Spitze, derjenige mit der absolut kleinsten Zahl am 
Ende der Skala. Die Ergebnisse der Einstufung der 
regionalen Arbeitsmärkte nach diesem Konzept sind 
in den Tabellen 3a bis 3h jeweils in Spalte 8 aufge-
führt. Daraus wird deutlich, daß bei dieser Prioritäten-
folge tendenziell die — gemessen an der Einwohner-
zahl — großen Orte vorne liegen, während bevölke-
rungsschwächere Regionen mit quantitativ weniger 
ins Gewicht fallenden Arbeitskräftereserven normaler-
weise meist höhere Rangziffern erhalten. Eine Aus-
richtung der Vergabe von Fördermitteln der BA an 
25) Vgl. dazu die Prognosegegenüberstellung bei Ort, W. und Meyer, H., a. 
a. O., S. 73. 
dieser absoluten Rangfolge würde somit — grob ge-
sagt – dem Gesichtspunkt der „Ergiebigkeit der regio-
nalen Arbeitsmärkte“ folgen. 
An einem Beispiel sollen die konkreten Auswirkungen 
einer solchen Entscheidung dargestellt werden. Könn-
te lediglich in einem Zehntel der 313 Schwerpunktorte 
mit den begrenzten Mitteln gefördert werden und soll-
te jedes Land berücksichtigt werden, so würden, orien-
tiert an dieser Rangfolge, die im folgenden genannten 
Städte zum Zuge kommen. 
Schleswig-Holstein: Heide, Kiel 
Niedersachsen: Lingen, Emden, Leer, Vechta/Lohne, 
Meppen, Oldenburg 
Nordrhein-Westfalen: Marl, Recklinghausen, Rheine 
Hessen: Kassel, Fulda 
Rheinland-Pfalz: Trier, Wittlich, Zweibrücken 
Saarland: Saarbrücken/Völklingen 
Baden-Württemberg: Emmendingen, Schwäbisch Hall, 
Crailsheim 
Bayern: Würzburg, Regensburg, Bamberg, Passau, 
Deggendorf/Plattling, Neustadt a. d. Waldnaab/ 
Weiden, Amberg, Straubing, Marktheidenfeld, 
Bayreuth, Traunstein. 
Ein Vergleich mit den Angaben zur Wohnbevölkerung 
in Tabelle 1 zeigt, daß in keinem der regionalen Ar-
beitsmärkte der genannten Städte weniger als 20 000 
Einwohner verzeichnet sind. Bei diesem Auswahlver-
fahren ist also die Wahrscheinlichkeit groß, daß die 
bevorzugten Regionen der Forderung an die Mindest-
größe gerecht werden und damit eine notwendige Be-
dingung für dauerhaft erfolgreiche Arbeitsplatzschaf-
fung erfüllen. 
Nicht berücksichtigt ist bei der Auswahl oder Priori-
tätensetzung nach der absoluten Rangfolge das Ge-
wicht der Arbeitskräftereserven innerhalb des regio-
nalen Arbeitsmarktes. Dieser Aspekt steht dagegen 
bei der zweiten Form, der Orientierung an der Höhe 
der regionalen Arbeitskräftereservequotienten im Vor-
dergrund.  Bei der relativen  Rangfolge steht der 
Schwerpunktort mit dem höchsten Arbeitskräftereser-
vequotienten am Anfang, derjenige mit dem kleinsten 
Quotienten am Ende der Skala. In den Tabellen 3 sind 
die Schwerpunktorte nach diesem Prinzip angeordnet; 
die Rangziffern stehen jeweils in Spalte 9. Eine Aus-
richtung der Mittelvergabe an dieser Prioritätenset-
zung folgt dabei dem Gesichtspunkt der „Dringlich-
keit“. Bei einem hohen Arbeitskräftereservequotien-
ten ist anzunehmen, daß für den betroffenen Perso-
nenkreis die Möglichkeiten und die Wahrscheinlich-
keit, einen adäquaten Arbeitsplatz zu finden, geringer 
sind als in Regionen mit kleineren Arbeitskräftereser-
vequotienten.  Eine Ausrichtung der Förderpolitik an 
diesem Prinzip bewirkt neben der Verringerung von 
regionaler Unterbeschäftigung auch eine interregio-
nale Angleichung der individuellen Chancen, einen 
adäquaten Arbeitsplatz zu finden, und eine Anglei-
chung der „Auslastungsgrade“ der regionalen Ar-
beitskräftepotentiale. 
Geht man auch bei dieser Prioritätenskala vom oben 
skizzierten Beispiel und damit der Annahme aus, daß 
nur für 10% der Orte Fördermittel bereitstehen, und 
vergleicht die sich hier ergebende Ortsauswahl mit 
den Städten bei der Auswahl nach der absoluten 
Rangfolge, dann ergibt sich, daß nur in 3 von 31 Fällen 
ein Schwerpunktort sowohl beim ersten als auch beim 
220 zweiten Verfahren an der Spitze der Länderlisten liegt 
(Linden, Vechta/Lohne und Oldenburg). Das gleich-
rangige Zusammentreffen der Förderungswürdigkeit 
nach der „Ergiebigkeit“ des regionalen Arbeitsmark-
tes und der „Dringlichkeit“ des arbeitsmarktpoliti-
schen Eingreifens tritt nur in Ausnahmefällen auf. Bei 
der Orientierung nach der relativen Rangfolge muß 
allerdings hingenommen werden, daß regionale Ar-
beitsmärkte mit Einwohnerzahlen unterhalb der Min-
destgröße nicht tendenziell ausgeklammert werden. 
Vielmehr sind bei dem oben konstruierten Beispiel 
der 10-%-Auswahl nach der relativen Skala in den 31 
ausgesuchten Regionen 12 enthalten mit weniger als 
20000 Einwohnern im regionalen Arbeitsmarkt. Will 
man ein solches Ergebnis nicht akzeptieren, dann 
muß eine Vorabaussonderung von Schwerpunktorten 
durchgeführt werden, die diese Minimalforderung 
nicht erfüllen. 
Als dritte Variante der regionalen Prioritätenbestim-
mung ist die Anordnung nach der absoluten oder rela-
tiven Höhe ausgewählter Arbeitskräftereservekatego-
rien genannt. Eine solche selektive Rangfolge kann 
dann sinnvoll und notwendig sein, wenn besondere, 
vom Vollbeschäftigungsziel abgeleitete Arbeitsmarkt-
ziele verfolgt werden (z. B. Umsetzung von Arbeits-
kräften aus der Landwirtschaft in den sekundären 
oder tertiären Sektor, Förderung der Frauenerwerbs-
tätigkeit u. a.). In diesen Fällen sollte direkt an der für 
das jeweilige Ziel relevanten Kategorie von Arbeits-
kräftereserven angesetzt werden. Für die Entschei-
dung, ob auch hier die absolute Höhe der Reserven 
oder eine relative Kennziffer der Maßstab sein soll, 
gelten wiederum die oben dargelegten Implikationen. 
Welcher der genannten Varianten bei der Bildung von 
regionalen Prioritäten der Vorzug zu geben ist, hängt 
vor allem von eindeutig zu definierenden Zielvorstel-
lungen beim Einsatz von arbeitsmarktorientierten 
Maßnahmen im Rahmen der regionalen Strukturpoli-
tik ab und verlangt damit eine Vorentscheidung auf 
der politischen Ebene. Solange jedoch die entspre-
chenden politischen Wert- und Zielvorstellungen nicht 
über die Formulierungen des AFG hinaus konkreti-
siert und auch nicht quantifiziert sind, kann nur 
ein eher generell angelegtes Auswahlverfahren 
empfohlen  werden. Unter diesem Aspekt wäre der 
modifizierten Variante 2 der Vorzug zu geben: Die 
regionalen Prioritäten beim Einsatz von Mitteln der 
BA für regionale Wirtschaftsförderung sollten an der 
relativen Rangfolge unter Vorabaussonderung von ge-
werblichen Schwerpunktorten mit weniger als 40 000 
(20 000) Einwohnern im regionalen Arbeitsmarkt orien-
tiert werden. 
2.5 Ansatzpunkte zur Verfeinerung der Entscheidungs-
grundlagen 
Für die der Analyse zugrundeliegende Frage nach 
den regionalen Prioritäten kam es in erster Linie dar-
auf an, einen praktikablen Ansatz zu finden, um die 
Arbeitsmarktsituation und -entwicklung von funktio-
nalen Räumen zu erfassen. Wegen der zur Zeit der 
analytischen Arbeiten lückenhaften statistischen Da-
tenbasis waren exaktere Berechnungen und eine Be-
rücksichtigung weiterer den regionalen Arbeitsmarkt 
bestimmender Faktoren nicht möglich. 
Es soll jedoch darauf hingewiesen werden, daß es bei 
einer befriedigenderen Datenlage eine Reihe von An- 
satzpunkten für die Verfeinerung der Berechnungen 
gibt. Mit den Ergebnissen aus der Landwirtschafts-
zählung 1971, kombiniert mit Angaben zur regionalen 
Betriebsgrößenstruktur und zur Betriebsform (Haupt-
bzw. Nebenerwerbsbetriebe), können die voraussicht-
lichen Freisetzungen aus der Landwirtschaft für regio-
nale Arbeitsmärkte sicher realistischer abgeschätzt 
werden. 
Im sekundären Sektor bieten die Gemeindeergebnisse 
der Arbeitsstättenzählung die Möglichkeit, erstens den 
gesamten regionalen Arbeitsmarkt zu erfassen und 
zweitens über die Industrie hinaus zusätzliche An-
haltspunkte für die voraussichtlichen regionalen Be-
schäftigungsentwicklungen im gesamten verarbeiten-
den Gewerbe, einschließlich Handwerk, und in der 
Bauwirtschaft auszuwerten. 
Daneben könnte und sollte mit der sektoralen Diffe-
renzierung der Arbeitsplätze in der Region ein zusätz-
liches Kriterium für das Ausmaß der regionalen 
Förderungsbedürftigkeit  eingeführt werden. Formal 
könnte das durch die Bestimmung von sektoralen 
Konzentrationsmaßnahmen geschehen. Mit einer sol-
chen Kennziffer läge dann ein quantitativer Anhalts-
punkt für die jeweilige regionale Breite der Wahlmög-
lichkeiten zwischen verschiedenartigen Arbeitsplätzen 
vor und damit indirekt auch für regionale Chancen-
ungleichheiten und die regionale Streuung des Ar-
beitsplatzrisikos. 
Bei der Arbeitslosigkeit wäre es wünschenswert, zu-
sätzlich zu den regionalen Niveauunterschieden der 
Arbeitslosigkeit in einem Zeitpunkt mit hohem Be-
schäftigungsstand die regionalen Unterschiede der 
Steigerung der Arbeitslosigkeit in Zeiten konjunktu-
reller Schwäche zu bestimmen. Damit wäre sowohl 
das Ausmaß der strukturellen als auch möglicher kon-
junktureller Arbeitslosigkeit berücksichtigt. 
Für eine realistischere Abschätzung der mittel- bis 
längerfristig  aktivierbaren Arbeitskräftereserven aus 
dem latenten Arbeitskräftepotential sollte zusätzlich 
die Alters-, Geschlechts- und Ausbildungsstruktur der 
regionalen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter ana-
lysiert werden. Mit diesen Angaben ließen sich fun-
diertere Annahmen zum jeweiligen regionalen Er-
werbspersonenpotential treffen. 
Methodisch sollte versucht werden, über Arbeitsmarkt-
teilaggregate hinaus auf die Bildung von vollständigen 
Arbeitsmarktbilanzen hinzuarbeiten und dabei nicht 
bei der globalen Gegenüberstellung von gesamter 
regionaler Arbeitsplatznachfrage und gesamtem re-
gionalem Arbeitsplatzangebot stehenzubleiben, son-
dern zu versuchen, auch in der regionalen Ebene die 
Angebots- und Nachfragegrößen zu desaggregieren 
und durch qualitative Erkenntnisse zu interpretieren. 
Neben Flexibilitätsaspekten wären hier zusätzlich An-
nahmen zur regionalen Mobilität einzubringen. 
Für ein funktionsfähiges Entscheidungsmodell ist es 
schließlich unerläßlich, daß die Entscheidungsgrund-
lagen jeweils auf dem aktuellsten Stand sind. Das be-
deutet, daß die Regionenfolgen im Rahmen einer 
Fortschreibung der sie bestimmenden Arbeitsmarkt-
daten regelmäßig überprüft und gegebenenfalls kor-
rigiert werden müssen. Diese Fortschreibung könnte 
sich in den Zeiträumen zwischen den Großzählungen 
auf die in absehbarer Zeit zur Verfügung stehende 
Beschäftigtenstatistik stützen. 
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der Förderungswürdigkeit von Betrieben 
In diesem Abschnitt soll nun auf die zweite eingangs 
aufgeführte Fragestellung eingegangen werden. 
— Welche Betriebe bzw. welche Arbeitsplätze sollten 
unter arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten 
möglichst nicht gefördert werden? 
In der Gemeinschaftsaufgabe ist das sektorale Aus-
wahlverfahren bisher allein auf die Beachtung des sog. 
Primäreffektes beschränkt. Danach ist notwendige und 
hinreichende Voraussetzung für die Begünstigung 
eines Betriebes, daß dieser einem Wirtschaftszweig 
angehört, der erwarten läßt, daß durch die Schaffung 
von Arbeitsplätzen in diesem Zweig die Errichtung von 
zusätzlichen Arbeitsplätzen in anderen Sektoren in-
duziert wird (Sekundärwirkung). Für eine Auswahl 
unter arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen erscheint 
dieses rein quantitative Kriterium zu einseitig. Hier 
wird daher erstmalig ein sektorales bzw. arbeitsplatz-
bezogenes Auslesekonzept vorgestellt, das auf dem 
Gedanken aufbaut, daß regionalpolitische Ziele auch 
durch die Verbesserung der Qualität der Arbeitsplatz-
Strukturen erreicht werden können. 
Die im folgenden genannten betriebsbezogenen Be-
urteilungsmaßstäbe sind in erster Linie unmittelbar 
aus den arbeitsmarktpolitischen Zielen gemäß §§ 1 
und 2 AFG abgeleitet. Daneben werden die Ergebnis-
se der vom IAB exemplarisch durchgeführten Wir-
kungsanalyse der regionalen Wirtschaftspolitik im 
Arbeitsmarkt Niederbayern und die entsprechenden 
Erkenntnisse anderer Autoren berücksichtigt
26). 
Während bei den regionalen Beurteilungskriterien die 
quantitative Seite des Vollbeschäftigungszieles im 
Vordergrund steht, sind hier die Kriterien für die Be-
urteilung der zu schaffenden Arbeitsplätze primär auf 
die qualitative Seite des Beschäftigungszieles abge-
stellt. Dabei stehen neben dem Aspekt der Verbesse-
rung der Beschäftigungsstruktur nach Sektoren vor 
allem die Aspekte der individuellen Risikoverminde-
rung und der vollwertigen Beschäftigung im Vorder-
grund
27). 
Die Berechtigung der hier getroffenen Kriterienaus-
wahl angesichts relevanter empirischer Befunde im 
Anschluß an Maßnahmen der regionalen Wirtschafts-
förderung in der Vergangenheit wird an dieser Stelle 
nicht nachgewiesen, da sie an anderer Stelle ausführ-
lich behandelt ist
28). In diesem Abschnitt soll das auf 
die neuzuschaffenden Arbeitsplätze abgestellte Se-
lektionskonzept lediglich in kompakter Form als Er-
gänzung zum regionalen Auswahlverfahren skizziert 
26) Neben den Ergebnissen der lAB-Untersuchung, die in MittAB 4/1974 
veröffentlicht werden, sind hier insbesondere zu beachten die Arbeiten 
von Klein, H.-J.: Möglichkeiten und Grenzen einer operationalen 
Erfolgskontrolle bei der Investitionsförderung von gewerblichen 
Produktionsbetrieben im Rahmen der regionalen Wirtschaftspolitik, 
Dissertation Darmstadt 1972, sowie die umfangreichen Auswertungen 
der Industrieansiedlungsstatistiken der Bundesanstalt für Arbeit im 
Institut für Raumordnung; vgl. dazu Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung (Hg.) und Institut für Raumordnung (Bearbeiter: Kroner, 
G., Schliebe, K. u. a.): Standortwahl und Entwicklung von 
Industriebetrieben sowie Stillegungen in der Bundesrepublik 
Deutschland mit Berlin (West) von 1955-1967, Bonn 1973. 
27) Auf einen Interpretationsversuch dieser qualitativen Ziele kann hier 
verzichtet werden; vgl. dazu A. Paul, K. Knöferl, J. Kühl, L. Taplick: 
„Überlegungen zu einer mittelfristigen Arbeitsmarktpolitik“, Beitrag der 
Bundesanstalt für Arbeit zu den „Perspektiven der Arbeitsmarktpolitik“ 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Nürnberg 1974.  
28) Siehe ebenda und die Ergebnisse von Kohler, Hans und Peyher, Lutz, 
a. .a O. 
29) Um der Homogenitätsbedingung zu genügen, sollte von einer mög-
lichst tiefen Wirtschaftszweiggliederung ausgegangen werden. 
werden, um damit die komplementären Teile des ge-
samten Entscheidungskonzepts im Zusammenhang 
darzustellen. 
Ein antragstellender Betrieb sollte demnach, um in 
den Genuß von Fördermitteln der BA zu kommen, 
möglichst die im folgenden aufgeführten zehn Forde-
rungen erfüllen. Die Entscheidungsfindung wird je-
weils durch vorgegebene quantitative Beurteilungs-
maßstäbe normiert. Aus der Reihenfolge der Kriterien 
kann dabei noch nicht auf das politische Gewicht der 
einzelnen Faktoren geschlossen werden: 
•  Verhinderung bzw. Auflockerung von Monostruk- 
turen 
In sektoral einseitig strukturierten regionalen Arbeits-
märkten sollte ein mit BA-Mitteln zu fördernder Be-
trieb nicht einem Wirtschaftszweig angehören, in dem 
bereits die Mehrzahl oder ein deutlich überwiegender 




den Beschäftigten insgesamt; Vergleich des Regio-
nalwertes mit dem entsprechenden Landes- bzw. 
Bundesanteil. 
Datengrundlage: 
Arbeitsstättenzählung 1970 oder laufende Indu-
strieberichterstattung. 
•  Keine Verstärkung und Erhaltung von Struktur-
schwächen 
Ein geförderter Betrieb sollte nicht einem Wirtschafts-
zweig angehören, der infolge des ökonomisch bzw. 
technologisch bedingten Strukturwandels in der Ver-
gangenheit eine stark rückläufige Beschäftigtenent-
wicklung aufweist. 
Maßstab: 
Beschäftigtenentwicklung nach Wirtschaftszweigen 
seit 1960 
Datengrundlage: 
Arbeitsstättenzählung 1961 und 1970, Industrie-
berichterstattung 
•  Verhinderung von konjunktureller Arbeitslosigkeit 
Die Zugehörigkeit eines zu fördernden Betriebes zu 
einem überdurchschnittlich stark konjunkturreagiblen 
Wirtschaftszweig ist negativ zu bewerten. 
Maßstab: 
Beschäftigungsrückgänge in Zeiten konjunkturel-
ler Abschwächung nach Wirtschaftszweigen im 
Bundesgebiet (1967 zu 1965,1972 zu 1970) 
Datengrundlage: 
Industrieberichterstattung 
•  Verhinderung von saisonaler Arbeitslosigkeit 
Wenn anzunehmen ist, daß die Herstellung der Er-
zeugnisse eines zu fördernden Betriebes starken sai-
sonalen Schwankungen unterliegen wird und keine 
Ausgleichsproduktion vorgesehen ist, dann ist dies 
negativ zu bewerten. 
Maßstab: 
Saisonfaktoren nach Wirtschaftszweigen im Bun-
desgebiet, Gutachten des beurteilenden Arbeits-
amtes 
222 Datengrundlage: 
Saisonfaktorenanalyse der amtlichen Statistik 
•  Schaffung von  qualitativ hochwertigen  Arbeits-
platzstrukturen 
Die Qualifikationsstruktur der neuzuschaffenden Ar-
beitsplätze eines antragstellenden Betriebes sollte zu-
mindest nicht ungünstiger sein als die bestehende 
Arbeitsplatzstruktur im Bundesdurchschnitt des be-
treffenden Wirtschaftszweiges. Negativ zu bewerten 
wäre der Fall, daß im zu fördernden Betrieb auf Dauer 
relativ mehr ungelernte Arbeitskräfte beschäftigt wer-
den sollen als im Durchschnitt des gesamten jeweili-
gen Wirtschaftszweiges. 
Maßstab: 
Anteil der ungelernten und angelernten Arbeitneh-
mer an den Beschäftigten insgesamt nach Indu-
striezweigen 
Datengrundlage: 
Sondererhebungen der Industrieberichterstattung 
•  Verhinderung   von   nichtqualifizierter   Frauenbe-
schäftigung 
Wenn bei einem zu fördernden Betrieb Arbeitsplätze 
niedriger Qualifikation zu einem überdurchschnittlich 
hohen Prozentsatz mit weiblichen Arbeitskräften be-
setzt sind bzw. besetzt werden sollen, dann ist dies 
aus arbeitsmarktpolitischer Sicht unerwünscht. Gleich-
zeitig kann es als Indiz dafür gewertet werden, daß 
die neuen Arbeitsplätze mit einem höheren Beschäf-
tigungsrisiko behaftet sind als die Gesamtheit aller 
Arbeitsplätze. 
Maßstab: 
Anteil der weiblichen Beschäftigten an den un- und 
angelernten Arbeitern nach Industriezweigen im 
Bundesgebiet 
Datengrundlage: 
Sondererhebungen der Industrieberichterstattung 
•  Bevorzugung von Hauptbetrieben bzw. Hauptbe- 
triebsneugründungen 
Aufgrund der aus arbeitsmarktpolitischer Sicht unbe-
friedigenden Ergebnisse bei der Förderung von 
Zweigbetriebserrichtungen bzw. -erweiterungen soll-
ten derartige Vorhaben mit Mitteln der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht gefördert werden. 
•  Schaffung von Dauerarbeitsplätzen 
Gehört ein antragstellender Betrieb zu einem Wirt-
schaftszweig, der in der Vergangenheit in überdurch-
schnittlich hohem Maß Betriebsstillegungen aufweist, 
dann ist dies negativ zu bewerten. 
Maßstab: 
Stillegungs- bzw. Persistenzquoten nach Industrie-
zweigen im Bundesgebiet 
Datengrundlage: 
Unterlagen der Bundesanstalt für Arbeit, Auswer-
tungen durch das Institut für Raumordnung
30) 
•  Schaffung von technologisch hochwertigen Pro-
duktionskapazitäten 
Die Produktionstechnik des zu fördernden Betriebes 
sollte auf hohem oder zumindest angemessenem 
30) Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (Hg.), Stand-
ortwahl und Entwicklung von Industriebetrieben .... a. a. O. 
technologischem Niveau liegen. Wenn der geplante 
Kapitaleinsatz je Beschäftigten deutlich geringer ist 
als der entsprechende Wert im gesamten Wirtschafts-
zweig, dann gilt dies als Indiz für mangelnde Dauer-
haftigkeit der neuen Arbeitsplätze und voraussichtli-
che unterdurchschnittliche Produktivität. 
Maßstab: 
Gutachten des technischen Beraters des zuständi-
gen Arbeitsamtes, Kapitalausstattung je Arbeits-
platz nach Industriezweigen 
Datengrundlage: 
Industrieberichterstattung, Berechnung des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung 
• Verringerung von  regionalen Einkommensunter-
schieden 
Das Lohnniveau eines begünstigten Betriebes sollte 
nicht unter, sondern möglichst über dem branchen-
durchschnittlichen Lohnniveau im jeweiligen Bundes-
land liegen. 
Maßstab: 
Bruttostundenverdienste der Arbeiter und Brutto-
monatsverdienste der Angestellten nach Wirt-
schaftszweigen, Leistungsgruppen und Bundeslän-
dern 
Datengrundlage: 
Verdiensterhebungen der amtlichen Statistik, 
Unterlagen von Wirtschaftsverbänden 
Dieser 10-Punkte-Katalog ist selbstverständlich dis-
kussions- sowie erweiterungsfähig und wohl auch -
bedürftig. Zu denken wäre dabei vor allem an die 
Einbeziehung der Aspekte 
—  Wirkungen der Ansiedlung auf die regionale Quali-
fikationsstruktur (Berufsbildungs- und Fortbildungs-
intensität) 
—  Beschäftigungswirkungen auf besondere Personen-
gruppen (Behinderte, Strafentlassene, ältere Arbeit-
nehmer, Teilzeitbeschäftigte u. a.) 
—  Arbeitsbedingungen    (Arbeitsorganisation,    Bela-
stungsniveau und -Schwankungen, Umgebungsein-
flüsse u. a.) 
Das hier skizzierte Entscheidungsmodell für die Aus-
wahl von Betrieben könnte im Hinblick auf die von der 
BA angestrebten arbeitsmarktpolitischen Ziele im 
Idealfall als eine Art Minimalkonzept betrachtet wer-
den, das bei anspruchsvoller Zielsetzung möglichst 
uneingeschränkt einzuhalten wäre. Freilich wird es 
sich kaum vermeiden lassen, daß dieses Grundkon-
zept in der politischen Praxis aus unterschiedlichen 
Gründen mehr oder weniger häufig durchbrochen 
wird. Einmal kann die aktuelle lokale Situation durch-
aus nennenswert abweichen von dem Entwicklungs-
stand, wie er sich in den notwendigerweise stets et-
was überholten Statistiken niederschlägt, die diesen 
Berechnungen zugrunde gelegt werden. Zweitens 
können Sonderfaktoren, die hier nicht in die Betrach-
tung einbezogen wurden, sowie auch unvorhersehbare 
Teilentwicklungen in einzelnen Regionen zu begrün-
deten Abweichungen von den hier vorgeschlagenen 
Entscheidungskriterien Anlaß geben. Im Regelfall 
sollte jedoch nach den letztlich akzeptierten Kriterien 
entschieden werden, Abweichungen davon sollten der 
ausdrücklichen Begründung bedürfen. In der Praxis 
mag sich die Frage stellen, ob Kriterien der hier 
vorgeschlagenen Art nicht im ganzen zu 
223 strenge Maßstäbe wären, die einen „Abschreckungs-
Effekt“ ausüben könnten. Es könnte sich, mit anderen 
Worten, ergeben, daß sich nicht hinreichend viele Be-
triebe, die diesen Maßstäben genügten, um Ansied-
lung oder Erweiterung in den ausgewählten Förder-
gebieten bemühten. In einem solchen Falle ergäbe 
sich ein weiteres Entscheidungsproblem. Die wich-
tigsten Entscheidungsalternativen wären dabei: 
•  Verzicht auf die Förderung minderwertiger Arbeits-
plätze (im Sinne der oben genannten Maßstäbe), 
statt dessen: Verwendung der verfügbaren Mitte! 
zur Mitfinanzierung arbeitsmarktrelevanter Infra-
struktur-Einrichtungen. Eine solche Entscheidung 
wäre zumindest dann zu vertreten, wenn nicht ak-
tuelle Arbeitslosigkeit durch den Einsatz von BA- 
Mitteln zu beseitigen ist. 
•  Vorübergehendes Abweichen von den gesetzten 
Maßstäben verbunden mit der Auflage, innerhalb 
bestimmter Zeiträume mit gezielten betrieblichen 
Maßnahmen sich dem gesetzten Standard anzu-
nähern. Denkbar wäre hier vor allem: Betriebliche 
Maßnahmen zur Qualifizierung der Arbeitskräfte, 
gegebenenfalls assistiert durch entsprechende BA- 
Maßnahmen. 
•  Änderung der Subventionssätze: Hierbei wäre zu 
entscheiden, ob mit den gegebenen Mitteln statt 
einer Vielzahl von minderwertigen Arbeitsplätzen 
nicht eher wenige, aber dafür qualifizierte Arbeits-
plätze zu subventionieren sind. 
Eine weitere Entscheidung ist zu treffen hinsichtlich 
des jeweiligen Gewichts der einzelnen qualitativen 
Kriterien. Zweifellos kommt den hier vorgeschlage-
nen Kriterien im Hinblick auf die zugrunde liegende 
arbeitsmarktpolitische Zielsetzung nicht durchweg 
das gleiche Gewicht zu. Beispielsweise ist etwa die 
Qualität der Arbeitsplätze im engeren Sinne sicher 
höher zu veranschlagen als die Saisonanfälligkeit. 
Diesem Tatbestand könnte dadurch Rechnung getra-
gen werden, daß das Kriterium „Arbeitsplatzqualität“ 
mit z. B. doppeltem oder dreifachem Gewicht eingeht. 
Ein weiteres denkbares Verfahren wäre, die Erfül-
lung nur eines gewissen Teils — etwa der Hälfte oder 
zwei Drittel — der vorgegebenen Kriterien zu fordern 
oder bestimmte Kriterien für unverzichtbar zu erklä-
ren und andere, weniger wichtige, gegebenenfalls 
außer Betracht zu lassen. Obendrein könnten derarti-
ge Verfahrensregeln für Regionen unterschiedlichen 
Typs auch unterschiedlich gestaltet sein. All diese 
Fragen bedürfen weiterer Diskussion und entspre-
chender anstaltspolitischer Entscheidungen der BA. 
31) Vgl.  dazu   „Überlegungen   zu   einer  mittelfristigen  Arbeitsmarkt-
politik“, a. a. O. 
4. Schlußbemerkung: Arbeitsmarkt bezogene 
regionale und sektorale Auswahlkriterien als 
Ergänzung zum Konzept der regionalen 
Wirtschaftspolitik von Bund und Ländern 
In der Erläuterung der Problemstellung wurde in gro-
ben Zügen das derzeitige Konzept der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ und die bevorstehende Umstellung 
auf eine neue Fördergebietskulisse skizziert. Ab-
schließend soll nochmals darauf hingewiesen wer-
den, daß sich das in den vorangegangenen Abschnit-
ten erläuterte Entscheidungsmodell für eine Beteili-
gung der BA an der regionalen Wirtschaftsförderung 
uneingeschränkt in den Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe und damit auch in den Rahmen der Sozial-
und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung fügt. 
Mit der dargestellten Analyse und den daraus resul-
tierenden Handlungsempfehlungen soll ein Orientie-
rungsrahmen gegeben werden, mit dessen Hilfe die 
im Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe festgeleg-
ten, teils recht pauschalen Grundsätze in bezug auf 
die Mittelvergabe für den Einsatz von arbeitsmarkt-
bezogener regionaler Strukturpolitik konkretisiert 
werden können. 
Wenn es bei der Mittelvergabe von Bund und Ländern 
derzeit noch als hinreichende Voraussetzung für einen 
Förderungsfall angesehen wird, daß der antragstellen-
de Betrieb erstens als Sitz einen Schwerpunktort auf-
weist und zweitens – grob gesagt – dem verarbeiten-
den Gewerbe zugerechnet werden kann (Beachtung 
des Primäreffektes), dann ist noch keineswegs die Ge-
währ gegeben, daß mit dieser Ansiedlung die aus der 
Sicht der Arbeitsmarktpolitik anzustrebenden Effekte 
verbunden sind. 
Daher wird hier — unter Wahrung der beiden genann-
ten Prinzipien und unter Beachtung von arbeitsmarkt-
lichen Auswirkungen der regionalen Wirtschaftspolitik 
in der Vergangenheit—ein präziserzielorientiertes und 
dabei praktikableres Entscheidungsmodell für die Ver-
gabe von Bundesanstaltsmitteln entwickelt, als es aus 
den bisherigen Rahmenplänen zu entnehmen gewesen 
wäre. Erleichtert wird dieses Vorhaben dadurch, daß 
die quantitativen und qualitativen arbeitsmarktpoliti-
schen Ziele, die mit diesen Maßnahmen verfolgt wer-
den sollen, zumindest in Ansätzen konkretisiert 
sind
31). Daher kann hier eher der Versuch gemacht 
werden, regional orientierte Arbeitsmarktpolitik auf 
der Basis eines quantifizierten Entscheidungsrahmens 
zu betreiben, als bei der allgemeiner ausgerichteten 
regionalen Strukturpolitik von Bund und Ländern, die 
in der Zieldiskussion noch am Anfang steht. 
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